
Tarifbindung ist im öffentlichen Dienst selbst-
verständlich, bei sozialen Dienstleistungen 
und Gesundheitsdienstleistungen muss sie 
es auch sein. Diese Dienstleistungen sind 
öffentliche Daseinsvorsorge und müssen 
deshalb auf TVöD-Niveau vergütet werden. 
Tariflöhne sind immer wirtschaftlich und von 
den Kostenträgern zu refinanzieren.

Wettbewerb nicht auf dem Rücken 
der Beschäftigten austragen
Mittlerweile führen wir in unserer Gesell-
schaft einen politisch verordneten Wett-
bewerb bei sozialen und gesundheitlichen 
Dienstleistungen, von dem gesagt wird, er 
sei ein Qualitätswettbewerb. De facto führt 
er lediglich zur (Personal-)Kostenreduktion. 
Die ak.mas sagt, die Beschäftigten in der 
Sozial- und Gesundheitswirtschaft können 
nicht durch Einkommensverzicht den Sozi-
alstaat bezahlen. Die für Mitarbeiter(innen) 
gerechte und angemessene Finanzierung 
der Sozialversicherungen wird immer wie-
der von Interessengruppen verhindert. Das 
sind in der Regel die gleichen politischen 
Akteure, die auch Tariflöhne als angeblich 
zu teuer bekämpfen.   

Soziale Dienstleistungen jetzt  
aufwerten
Die Folgen spürt die ak.mas als Tarifgestal-
ter und Mitarbeiterseite am Verhandlungs-
tisch: Die Tarifauseinandersetzungen sind 
härter geworden, auch im Dritten Weg. 
Die Arbeitgeber stellen die Anbindung der 
Caritas-Tarife an die Tarife des öffentlichen 
Dienstes in Frage. Sie wollen die Regiona-
lisierung der Tariffindung vorantreiben und 
pauschale Tarifabsenkungen und Nullrun-
den für Sparten (z. B. Altenpflege) und 
untere Lohngruppen durchsetzen. 

Von der Politik fordert die ak.mas, die ge-
sellschaftliche und tarifliche Aufwertung der 
sozialen Dienstleistungen aktiv zu fördern. 
Schlüssel dafür sind die Stärkung der Fi-
nanzkraft der Sozialversicherungssysteme, 
entsprechende Prioritätensetzung in den 
öffentlichen Haushalten und eine Gesetz-
gebung, die Tarifbindung von Arbeit voran 
bringt.

	D r. Evelyn Schmidtke 
	G eschäftsführerin ak.mas

ak.mas will Personalkostenwettbewerb in der Sozialbranche beenden

Politische Trendwende zu Gunsten  
der Tarifbindung nutzen
Ministerin Nahles betont, die Stärkung der Tarifbindung von Arbeit sei ihr ein wichtiges 
politisches Anliegen. Dafür müssten auch die Kirchen als Träger von Flächentarifen ge-
stärkt werden. Als Tarifgestalter bei der Caritas nehmen wir die Bundesregierung beim 
Wort! Wir wollen die politische Trendwende für die Tarifbindung nutzen.

AKTIV AUF VIELEN EBENEN

Die Caritasmitarbeiter(innen) wer-
den politisch aktiv(er). Das gilt für die 
Mitarbeiterseite der Arbeitsrechtli-
chen Kommission, die ihre politische 
Interessenvertretung ausbaut. Das gilt 
aber genauso für die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in den Caritas-Einrich-
tungen, wie der Beitrag der Kollegin 
aus einem katholischen Krankenhaus 
in Niedersachsen in diesem Newsletter 
zeigt. 

In unserem Politikbrief greifen wir zwei 
aktuelle Themen auf: „Personalbemes-
sung im Krankenhaus“ und „ärztliche 
Bereitschaftsdienste“. Wir müssen 
durch gesetzgeberische und tarifliche 
Maßnahmen die Gesundheit derjenigen 
schützen, die sich um die Gesundheit 
anderer kümmern.

Seitens der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission und seitens der Beschäftigten 
Druck machen für Arbeitnehmerinteres-
sen bei der Caritas und darüber hinaus – 
das muss unser Ziel und Anspruch sein. 
Dafür sind wir auf vielen Ebenen aktiv.

Thomas Rühl
Mitglied ak.mas-Leitungsausschuss

Caritas-Beschäftigte demonstrieren in Stuttgart mit den Kolleg(inn)en aus dem Sozial- und 
Erziehungsdienst im öffentlichen Dienst. (Foto: Dorothea Brust-Etzel)
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Kürzere Verweildauer der Patienten – höhere Arbeitsverdichtung der Beschäftigten

Personalbemessung im Krankenhaus ist dringend notwendig
Pflegekräfte im Stress, Patienten in Not: Der Personalmangel in deutschen Krankenhäusern wird zum Dauerzustand. Doch einige Ge-
sundheitspolitiker wollen die Gefährdung der Gesundheit der Beschäftigten nicht wahrnehmen und sie verkennen ebenso eine immer 
größer werdende Gefahr für die Sicherheit der Patienten. Daher ist die Mitarbeiterseite der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deut-
schen Caritasverbandes (ak.mas) der Ansicht, dass die Einführung einer Personalbemessung dringend notwendig ist.

WAS BEDEUTEN PFLEGEPERSONAL-REGELUNG (PPR) UND DIAGNOSEBEZOGENE FALLGRUPPEN (DRG’S)?

PPR: Im Grundsatzstrukturgesetz von 
1992 wurde die Regelung über Maßstäbe 
und Grundsätze für den Personalbedarf in 
der stationären Krankenpflege, bekannt als 
Pflegepersonal- Regelung (PPR), festge-
schrieben. Diese Vorgabe wurde 1996 aus 
Kostengründen wieder außer Kraft gesetzt, 
nachdem festgestellt wurde, dass deutlich 
mehr Pflegepersonal in den Krankenhäu-
sern benötigt wurde als veranschlagt.

DRG’s: Seit der Einführung der diagnose-
bezogenen Fallgruppen (DRG’s – Diagno-

sis Related Groups) 2003 wird in Kranken-
häusern nach kategorisierten Fallgruppen 
(damit sind die Aufwendungen für die 
Versorgung von Patienten gemeint)  ab-
gerechnet. Die Krankenhausbetreiber be-
stimmen jedoch selbst darüber, mit wieviel 
Personal sie ihr Krankenhaus betreiben. 

Hinweis: Vom Gesetzgeber gibt es keine 
Vorgaben über die Mindestbesetzung. 
Zwar orientieren sich viele Krankenhaus-
betreiber an der alten PPR, da sie jedoch 
den Bedarf an Personal bis 1995 abbildet, 

entspricht sie nicht mehr den tatsächlichen 
Erfordernissen.

Ein Krankenhaus ist eine hochspezialisierte 
Einrichtung zur Versorgung von Menschen. 
Die unterschiedlichsten Berufsgruppen 
arbeiten miteinander um die bestmög-
lichste Versorgung zu erreichen. Dabei ist 
der Aufwand enorm, denn die Arbeit am 
kranken Menschen bedeutet intensive und 
individuelle Behandlung. Dies ist jedoch 
nur mit genügend Personal überhaupt 
möglich.

Krankenhäuser sind während der Nacht personell teilweise gefährlich unterbesetzt. 
ver.di-Nachtdienst-Check, März 2015 (Foto: londondeposit/Shotshop.com)

Nach Angaben des Statistischen Bun-
desamtes lag 1991 die durchschnittliche 
Verweildauer der Krankenhauspatienten 
bei 14 Tagen, 2013 bei 7,5 Tagen. Damit 
hat sich die Verweildauer in 22 Jahren 
fast halbiert. Die Folgen sind höhere 
Arbeitsverdichtung der Krankenhaus-
beschäftigten bei verkürztem Kranken-
hausaufenthalt der Patienten. Viele ältere 
Einrichtungen sind den modernen Anfor-
derungen an ein Krankenhaus nicht mehr 
gewachsen. Notwendige Investitionen 
werden jedoch nur noch zum Teil refinan-
ziert. Die Folgen sind häufig Stellenabbau, 
um die notwendigen finanziellen Mittel 
bereit zu stellen.

162.000 FEHLENDE STELLEN IN DEN 
KRANKENHÄUSERN
Die Dienstleitungsgewerkschaft ver.di hat 
nach eigenen Erhebungen festgestellt, 
dass in deutschen Krankenhäusern 
162.000 Stellen fehlen, davon allein in der 
Pflege 70.000 Stellen. 
Zudem hat eine von ver.di im März 2015 
bundesweit erhobene Stichprobe in 
225 Krankenhäusern (der sogenannte 
Nachtdienst-Check) gezeigt, dass die 
Krankenhäuser während der Nacht per-
sonell zum Teil gefährlich unterbesetzt 
sind. In mehr als der Hälfte aller Fälle 
muss eine Pflegekraft allein 25 Patien-
ten versorgen. „Höchst bedenklich“ laut 
ver.di sei die Besetzung gerade auf den 
Intensivstationen, wo im Durchschnitt 
3,3 Patienten von einer Pflegekraft 
betreut werden. Fachgesellschaften für 
Intensivmedizin empfehlen die Versor-

gung von zwei Intensivpatienten durch 
eine Pflegekraft.

Die Politik muss verbindliche Per-
sonalvorgaben festschreiben
Für das Patientenwohl ist es dringend 
notwendig, dass die Krankenhäuser eine 
verbindliche Personalausstattung mit qualifi-
zierten Pflege- und anderen Fachkräften für 
die bedarfsgerechte Versorgung aufweisen. 
Ein Krankenhausbetreiber muss alle Abläufe 
offen legen, um eine „Zertifizierung“ zu er-
halten. Warum gerade der wichtigste Punkt, 
nämlich die Personalbesetzung, dabei keine 
Rolle spielen soll, ist fraglich. Hier muss die 
Politik ansetzen, denn allein der wirtschaftli-
che Wettbewerb unter den Krankenhäusern 
wird das Grundproblem nicht  regeln. Vom 
Gesetzgeber müssen neue Vorgaben zur 

Mindestbesetzung zwingend vorgeschrie-
ben werden. Rund 4 Milliarden Euro sind 
für die anstehende Krankenhausreform 
geplant. Bisher sollen lediglich 660 Millio-
nen Euro davon in Personalkosten fließen. 
Bei 2.000 Krankenhäusern in Deutschland 
wären dies lediglich 3 Stellen pro Einrich-
tung. Damit wäre jedoch den Beschäftigten 
in den Krankenhäusern nur wenig geholfen. 
Zur Entlastung der Beschäftigten brauchen 
wir in Deutschland dringend eine Perso-
nalbemessung, die sich am tatsächlichen 
Bedarf orientiert.

	 Winfried Marchner 
	 Mitglied ak.mas

+
www.akmas.de
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ak.mas schlieSSt sich MB an –  
regionale Tarife vermeiden
Für die rund 52.500 angestellten Ärzte in 
etwa 600 Kliniken bundesweit hatte sich 
der Marburger Bund bereits im Februar 
2015 mit der VKA auf einen neuen Ta-
rifvertrag geeinigt. Die Mitarbeiterseite 
der Arbeitsrechtlichen Kommission des 
Deutschen Caritasverbandes (ak.mas) hatte 
sich auf Bundesebene diesen Forderun-
gen für ihre Caritas-Ärzte vollumfänglich 
angeschlossen. Grund: Im Wettbewerb mit 
den kommunalen Krankenhäusern konkur-
rieren katholische Kliniken um die ärztlichen 
Fachkräfte und das in allen Regionen der 
Bundesrepublik. Eine Regionalisierung der 
Tarife steht dem entgegen.

Neuregelungen und Höhervergü-
tung der Bereitschaftsdienste
Vor allem mit seiner Forderung bezüglich 
der Bereitschaftsdienste hatte der Marbur-
ger Bund den immer wieder vorgebrachten 

Caritas-Ärzte erhalten 4,1% mehr Gehalt und 1,9% mehr Lohn für Bereitschaftsdienste – 
aber nicht im gesamten Bundesgebiet

Keine regionale Willkür bei der Caritas

Seite 3

50 Prozent der Ärzte leisten mehr als vier Bereitschaftsdienste im Monat. Umfrage des  
Marburger Bundes unter seinen Mitgliedern, 2013 (Foto: Monkey Business/Shotshop.com)

Arbeitszeiten
Knapp drei Viertel der  
Klinikärzte arbeiten 
durchschnittlich mehr  
als 48 Stunden in der 
Woche, inklusive Über-
stunden und Bereit-
schaftsdienste.

Arbeitsbelastung
71 Prozent der Klinik-
ärzte haben das Gefühl, 
dass ihre Gesundheit 
gefährdet ist. Als Grund 
dafür geben sie die Ar-
beitszeitgestaltung in  
ihrem Krankenhaus an.

Im Norden beispielsweise sollten Caritas-
Ärzte im Vergleich zu Ärzten in kommuna-
len Krankenhäusern für insgesamt zehn 
Monate auf eine Erhöhung ihrer Gehälter 
verzichten. Auch die rund 14.000 Ärztin-
nen und Ärzte in den Krankenhäusern der 
Caritas in Nordrhein-Westfalen müssen 
weiter auf eine überfällige Tarifsteigerung 
warten.

Bereits im Mai wurden die Regionalkom-
mission Nord der AK und ihr Vermittlungs-
ausschuss sowie die Regionalkommission 
Nordrhein-Westfalen vom Marburger Bund 
(MB) aufgefordert, die Empfehlung der 
Bundeskommission der AK aus dem März 
so umzusetzen, dass Ärztinnen und Ärzten 
im Vergleich zu kommunalen Kliniken kein 
wirtschaftlicher Nachteil entsteht. Eine zeit-
liche Verschiebung der Lohnerhöhung – wie 
von der Caritas-Arbeitgeberseite gefordert 
– kritisiert der Marburger Bund.

 

Wunsch aus weiten Kreisen der Ärzte-
schaft nach einer Begrenzung der durch-
gängigen Dauerbelastung durch Bereit-
schaftsdienste aufgegriffen. Hierdurch 
sollten verbindliche und rechtssichere 
Freiräume von der Arbeit geschaffen 
werden. Dieses Ziel verfolgte ebenfalls 
die Mitarbeiterseite der Arbeitsrechtlichen 
Kommission (ak.mas) für ihre Caritas-
Ärzte. Dabei ist besonders wichtig zu 
beachten, dass bei der Diskussion um 
die Erhöhung des Tabellenentgeltes bei 
den Ärzten lediglich die Regelarbeitszeit 
vergütet wird. Bei Ärzten beträgt diese 
– im Gegensatz zu den anderen Be-
rufsgruppen im Krankenhaus – ohnehin 
bereits 40 Stunden/Woche. Daher hielt 
auch die ak.mas eine Fortentwicklung der 
Entgeltmatrix für die Bereitschaftsdienste 
für unumgänglich. Diese sollte nicht allein 
die jeweilige Entgeltgruppe (Assistenzarzt, 
Facharzt, Oberarzt …) sondern innerhalb 
dieser Entgeltgruppen auch die vorliegen-
de Berufserfahrung berücksichtigen.

Der  Marburger Bund hat sich neben den 
Tabellenerhöhungen in den vergangenen 
Tarifrunden, mit einem gewissen Erfolg 
darum bemüht, arztspezifische Rege-
lungen für Sonderformen der Arbeit zu 
vereinbaren. Auf diese Weise trägt der 
Marburger Bund den Besonderheiten 
ärztlicher Arbeit in Krankenhäusern an-
gemessen Rechnung. Diesem grundle-
genden Anliegen schließt sich die ak.mas 
gern an – für alle Ärztinnen und Ärzte im 
gesamten Bundesgebiet.

	D r. Robert Stalmann
	 Mitglied ak.mas

Arbeitsbelastung und Arbeitszeiten bei Klinikärzten

Noch nicht alle der sechs Regionalkommissionen der Arbeitsrechtlichen Kommission (AK) haben den Grundsatzbeschluss der Bundes-
ebene zur Ärzte-Tariferhöhung und Neuregelung der Bereitschaftsdienste vom 26. März 2015 umgesetzt. In zwei Regionen wollen die 
Caritas-Arbeitgeber die Vergütungserhöhung zeitlich verschieben. 

Quelle: Marburger Bund, MB-Monitor 2013,  
Befragung von 3309 Krankenhausärzten
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Protestaktion der Mitarbeitervertretung des St. Franziskushospitals in Lohne

Mitmachen. Mutmachen. Trau Dich.
Wir waren es nicht gewohnt, für unseren Tarif einstehen zu müssen. Vorher war es einfach: Unsere Caritas-Arbeitgeber haben den 
Tarif aus dem öffentlichen Dienst übernommen. In der vergangenen Tarifrunde war es erstmals anders. Sie wollten den TVöD nicht 
übernehmen und sogar die Löhne bei der stationären Altenpflege senken. Da mussten wir protestieren – zum ersten Mal!

Offizialatsbezirk Oldenburg. In einer Mitar-
beiterversammlung packten wir Mitarbeiter-
vertreter (MAV) des St. Franziskushospitals 
das Problem beherzt an. Wir riefen unsere 
Kolleg(inn)en zu einem ersten Protest-Flash-
mob in Lohne auf. Zeitgleich baten wir die 
umliegenden Mitarbeitervertretungen in ihren 
Städten das Gleiche zu tun. Immer wieder 
und wieder versuchten wir die Kolleg(inn)en 
zu überzeugen mitzumachen. Das war müh-
sam. Es hat sich aber gelohnt.

Mühsame Motivation – kleine  
Schritte – bis zur Bundeskanzlerin
Mit rund 100 Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern protestierten wir erstmals öffentlich und 
blockierten die Fußgängerzone in Lohne. 
Hier war der Auftakt und man spürte eine 
große Bereitschaft der Beschäftigten für 
den eigenen Lohn zu kämpfen. Mit anderen 
Kliniken wiederholten wir diese Aktion. Als 
sich Frau Bundeskanzlerin Merkel zu einer 
Wahlkundgebung in Vechta ankündigte, 

kamen wir mit rund 80 Mitarbeitenden aus 
dem Offizialatsbezirk zur Kundgebung. Mit 
Transparenten. Wir hatten ein Schreiben an 
die Bundeskanzlerin verfasst. Eine Antwort 
kam, freundlich und beschwichtigend: Die 
Politik kümmere sich.

Demonstration statt Streik –  
die Aktion „Rote Karte“
Diese lapidare Antwort seitens der Politik 
war für unsere darauf folgenden Aktionen 
sehr motivierend. Jetzt waren noch mehr 
MAV’ler bereit eine gemeinsame Demonst-
ration für alle caritativen Häuser im Offizia-
latsbezirk vorzubereiten. Wir konnten 1.000 
Kolleg(inn)en motivieren, im September 
2014 auf die Straße zu gehen. Im November 
2014 haben wir dann 10.000 „Rote Karten“, 
unterschrieben von Caritas-Beschäftigten, 
den Arbeitgebern übergeben. Diese „Roten 
Karten“ sollten zeigen: Wir sagen „Nein“ 
zum Absenken der Tarife in der stationären 
Altenpflege! Die Tarif-Verhandlungen in der 

Arbeitsrechtlichen Kommission brachten 
trotzdem keine Einigung. Darum schlossen 
wir uns mit weiteren Arbeitsgruppen zusam-
men und organisierten eine Mahnwache im 
Januar 2015 in Vechta und in Osnabrück.

Mit Mut und Tat zum Ziel
Wir haben mit unseren Aktionen viel 
erreicht. Auch für uns gab es jetzt Lohner-
höhungen, zwar mit zeitlicher Verzögerung, 
aber immerhin. Und das Wichtigste: Die 
Löhne in der stationären Altenhilfe werden 
nicht abgesenkt. Wir in den Krankenhäusern 
und Altenpflegeeinrichtungen verdienen 
mehr Anerkennung, mehr Geld und bessere 
Arbeitsbedingungen. Wir wollen nicht durch 
Lohnverzicht die Daseinsvorsorge für die 
Bürger finanzieren müssen. 

	L uise Wolking 
	 MAV-Vorsitzende  
	S t. Franziskushospital Lohne
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Aktionstag am 24. Juni 2015 
Am 24. Juni machen Krankenhausbe-
schäftigte bundesweit – bei einer ver.di- 
Aktion – auf die Personalnot in allen Kran-
kenhäusern aufmerksam. Vom Nordsee-
strand bis in die bayerischen Berge, von 
Görlitz bis Saarbrücken: Beschäftigte der 
Krankenhäuser machen für zehn Minuten 

den Personalnotstand sichtbar. 162.000 
Kolleg(inn)en halten um 13 Uhr 162.000 
Nummern in die Höhe. Überall.
Infos: www.der-druck-muss-raus.de

Caritas-Beschäftigte zeigen Flagge
Die ak.mas unterstützt aktiv die ver.di-  
Kampagne für Kinderpfleger(innen), 

Erzieher(innen), Sozialpädagog(inn)en, 
Sozialarbeiter(innen), Heilpädagog(inn)en  
im Sozial- und Erziehungsdienst im 
öffentlichen Dienst. Wie viel sind unserer 
Gesellschaft soziale Arbeit und frühe Bil-
dung wert? Welchen Wert hat die Arbeit 
von Frauen in diesem Land? Aufwerten 
jetzt – für die Zukunft!

www.akmas.de

Überredungskunst, Ausdauer und Mut: Caritas-Mitarbeiter(innen) haben über Wochen im Norden demonstriert. (Fotos: Oliver Hölters)

Politik.brief
Parlamentarischer Abend 2015Seite 4


